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Kassel pflanzt öko. - Wir verzichten auf den Einsatz von Glyphosat 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Umwelt und Energie 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird beauftragt, neue und fortgeführte 

Pachtverträge für landwirtschaftliche Nutzflächen vorranging an Betriebe zu 

vergeben, die den Richtlinien eines ökologischen Anbauverbandes (möglichst als 

Mitglied) folgen und nach den Regeln und der Praxis des ökologischen Landbaus 

bewirtschaften.  

 

Für bestehende Pachtverträge soll den Landwirt*nnen aktiv Beratung zur 

Umstellung auf ökologischen Landbau und Zugang zu den entsprechenden 

Förderprogrammen angeboten werden. 

 

Darüber hinaus fordern wir den Magistrat auf zu prüfen, ob der Einsatz von 

Glyphosat-haltigen Herbiziden oder der Einsatz von Insektiziden aus der 

Gruppe der Neonicotinoide auf allen Flächen im Stadtgebiet im Eigentum der 

öffentlichen Hand unterbunden werden kann. Dafür sollen ergänzend 

Gespräche mit dem Land Hessen aufgenommen werden, um Einfluss auf die 

Museumslandschaft Hessen Kassel zu nehmen, sowie Gespräche mit der 

Deutschen Bahn geführt werden. Wir bitten den Magistrat um Bericht im 

Ausschuss für Umwelt und Energie.   

 

 

Begründung: 

 

Auch wenn die landwirtschaftlichen Flächen einen kleinen Teil der gesamten 

genutzten Flächen im Stadtgebiet ausmachen, kommt der Stadt hier eine 

besondere Vorbildfunktion zu. Ökolandbau hat viele positive Wirkungen auf Natur, 

Mensch und Tier: Neben dem Klimaschutz leistet die ökologische 

Bewirtschaftungsform vor allem einen überlebenswichtigen Beitrag für die 

Artenvielfalt, die Bodenfruchtbarkeit und die Wasserreinhaltung. Umso wichtiger 
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erhöhen. 

 

Das Bundesamt für Naturschutz empfiehlt ausdrücklich eine schnelle Beendigung 

und eine maximale Verwendungsbeschränkung von Pflanzenschutzmitteln wie 

zum Beispiel Glyphosat und solchem mit vergleichbaren Wirkungen auf die 

biologische Vielfalt. Je geringer der Einsatz chemisch-synthetischer Mittel auf 

Flächen ist, desto weniger Belastung entsteht für Ökologie und Umwelt- 

insbesondere Grundwasserschutz, sowie Klimaschutz. 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Christine Hesse 

 

gez. Boris Mijatovic 

Fraktionsvorsitzender 




